
 
 

 

 

 
Bern, 26. April 2017 
 
 
Adressat/in: 
die Kantonsregierungen 
 
 
Änderung der Asylverordnung 2 über Finanzierungsfragen und der Verordnung 
über die Integration von Ausländerinnen und Ausländern: Eröffnung des Ver-
nehmlassungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Regierungsmitglieder 
 
Der Bundesrat hat am 26. April 2017 das EJPD beauftragt, bei den Kantonen, den 
politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft 
und den interessierten Kreisen zu den Entwürfen der Asylverordnung 2 über Finan-
zierungsfragen (AsylV 2) und der Verordnung über die Integration von Ausländerin-
nen und Ausländern (VIntA) ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 16. August 2017. 
 
Das Parlament hat am 16. Dezember 2016 zwei Vorlagen zur Änderung des Auslän-
dergesetzes beschlossen (BBl 2016 8917; BBl 2016 8899): Die erste Vorlage betrifft 
die Umsetzung von Art. 121a BV (16.027). Die zweite Vorlage betrifft die Bestimmun-
gen zur Verbesserung der Integration (13.030; Integrationsvorlage), die im Zentrum 
der vorliegenden Verordnungsanpassungen steht.  
 
Mit der Integrationsvorlage wird der Grundsatz des «Fördern und Fordern» verbindli-
cher gestaltet. Besonders gestärkt wird die Integrationsförderung, die darauf zielt, 
Ausländer in ihrer Eigenverantwortung und bei der Entwicklung ihrer Fähigkeiten zu 
unterstützen. Das Ausländergesetz, das zukünftig Ausländer- und Integrationsgesetz 
(AIG) heissen wird, legt auf Gesetzesstufe auch die Integrationskriterien fest, die für 
die Erteilung einer Aufenthalts- und Niederlassungsbewilligung relevant sind. Weitere 
Änderungen betreffen die bessere Ausschöpfung des inländischen Arbeitsmarktpo-
tenzials: für Personen aus dem Asylbereich soll die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
erleichtert werden. Aus diesem Grund wird die Sonderabgabe aus Erwerbseinkom-
men abgeschafft sowie ein Meldeverfahren eingeführt, welches das bestehende Be-
willigungsverfahren für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ablöst. Da die Integrati-
onsvorlage teilweise aufwendige Umsetzungsarbeiten erfordert, wird sie in zwei Ge-
setzespakete aufgeteilt, die vom Bundesrat gestaffelt in Kraft gesetzt werden.  
Das erste Paket betrifft Bestimmungen, die aus technischen Gründen zu Beginn des 
Jahres 2018 in Kraft treten müssen (Art. 88 nAuG und Art. 85–87 nAsylG). Dazu ge-
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hört die Abschaffung der Sonderabgabe auf Erwerbseinkommen. Zudem sind unab-
hängig von der Umsetzung der Integrationsvorlage Verordnungsanpassungen im 
Hinblick auf die kantonalen Integrationsprogramme 2018–2021 (KIP 2) erforderlich. 
Von den Anpassungen betroffen sind die Asylverordnung 2 über Finanzierungsfra-
gen (AsylV 2; SR 142.312) und die Verordnung über die Integration von Ausländerin-
nen und Ausländern (VIntA; SR 142.205).  
 
Das zweite Paket betrifft alle übrigen Bestimmungen der Integrationsvorlage sowie 
die dazugehörigen Ausführungsbestimmungen und wird voraussichtlich im Sommer 
2018 in Kraft treten. Sie erfordern umfangreichere Vorbereitungsarbeiten unter Ein-
bezug der kantonalen Vollzugsbehörden. 
 
Wir laden Sie ein, zu den Verordnungsanpassungen und zu den Ausführungen im er-
läuternden Bericht Stellung zu nehmen. 
 
Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse:  
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html. 
 
Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine 
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den:  
 

dora.bucher@sem.admin.ch und roman.bloechlinger@sem.admin.ch 

 
 
Für Rückfragen und allfällige Informationen stehen Ihnen Frau Martina Macri 
(Tel. +41 58 465 91 85) und Herr Roman Blöchlinger (Tel. +41 58 462 42 03) zur 
Verfügung. 
 
 
 
Für Ihre wertvolle Mitarbeit danken wir Ihnen im Voraus. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
Simonetta Sommaruga 
Bundesrätin 
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